
ten genau nachgefragt, wer es ist, bevor Sie so eine allgemeine 
Rede gesagt hätten?

Scheringer (PDS):
Ich habe gestern bei den Gesprächen mit den Bauern neben 

dem Abgeordneten gestanden. Ich kenne seinen Namen nicht, 
aber ich kenne ihn.

(Unruhe im Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Es gibt noch eine Anfrage.

Wunderlich (CDU/DA):
Herr Abgeordneter, war es nicht so, daß die Abgeordneten 

der CDU die Bauern darauf aufmerksam gemacht haben, doch 
ihre Kühe vor dem Handel aufzustellen und nicht vor dem Bon
ner Bundestag?

(Scheringer, PDS: Wovor sollten sie sie stellen, 
ich habe es nicht verstanden, Herr Wunderlich?;

Zuruf: Vor den Handel!)

Meine Frage war doch dahingehend, daß die CDU-Abgeord- 
neten darauf aufmerksam gemacht haben, daß die Bauern ihre 
Kühe vor den Handelsorganisationen aufstellen müßten.

' Scheringer (PDS):
Wir haben so viel Kühe, wir können die überall anbinden.

(Heiterkeit im Saal, Beifall bei der PDS)

Aber diese Bemerkung hatte ich nicht gehört.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Sind Sie bereit, auf eine weitere Frage zu antworten? Von der 
SPD, bitte schön.

Dr. Botz (SPD):
Herr Abgeordneter, würden Sie mir nicht doch zustimmen, 

daß die von Ihnen jetzt eben verwendete Wortgruppe „verfehlte 
Agrarpolitik“ in einen anderen historischen Zeitabschnitt in 
diesem Land hineingehört?

(Vereinzelt Beifall)

Scheringer (PDS):

Das würde ich nicht sagen,

^  (Gelächter)
denn wir beschäftigen uns mit den komplizierten Vorgängen 
Übergang zur Marktwirtschaft und Eintritt in die EG-Agrar- 
wirtschaft. Und diese Geschichte ist so sensibel, daß es sehr 
sehr schwierig ist, damit klarzukommen. Es ist heute in der 
Bauernzeitung eine kleine Veröffentlichung enthalten, in wel
cher Höhe z. B. Agrarsubventionen in Prozent des landwirt
schaftlichen Produktionswertes in anderen Ländern Europas 
gegeben werden. Da sind wir im EG-Raum mit 38% an der aller
untersten Grenze, da kommen nur noch Kanada, USA, Austra
lien, Neuseeland. Es gibt eine ganze Menge von Ländern, wo 
das über 70% beträgt. Ich will nicht sagen, daß wir auch 70% ha
ben müssen, aber es zeigt, wie schwierig es ist, in dem finan
ziellen Bereich mit der Landwirtschaft klarzukommen. Und da
rin ist auch der Mangel in dem Abschöpfungsgesetz zu sehen. 
Das ist in diesem Bezug keine endgültige Lösung.

(Unruhe im Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:
Noch eine Anfrage. Sind Sie bereit, auch darauf einzugehen?

Dr. Lüth (CDU/DA):

Herr Scheringer, Sie stimmen mir doch aber sicher zu, daß,

wenn wir jetzt eine rentable Landwirtschaft hätten, die Ihre 
Vorgängerpartei ja über 40 Jahre verhindert hat, wir diesen An
passungsdruck dann nicht hätten.

(Unruhe im Saal)

Scheringer (PDS):
Ich kann diese Frage in dieser Form nicht bestätigen. Sie 

trifft in der Form zu, daß wir bei Fleisch 25% mehr produzieren, 
als unsere Bevölkerung verbraucht. Das ist aber im europä
ischen Raum nichts Untypisches. Es könnte mit bestimmten, 
ganz gezielten Maßnahmen und einer sehr konsequenten 
Agrarpolitik auch dieses Problem gelöst werden, weil wir ja 
auch eine Absenkung der Produktion wollen. Und die Absen
kung der Produktion setzt voraus, daß zusätzlich zu dem, was 
normal anfällt, Bestände geschlachtet werden. Und das ist mit 
der gegenwärtigen Form, die wir in dieser Politik betrieben, 
überhaupt nicht möglich.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Ich sehe keine Anfrage weiter. Danke schön, Abgeordneter 
Scheringer. Wie angekündigt, der Beitrag der DSU.

Haschke für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In keinem Be
reich der sozialen Marktwirtschaft sind die staatlichen Ein
griffe bzw. die der EG-Gremien so eminent wie in der Land- 
und Emährungswirtschaft. Im Rahmen der strukturellen An
passung der bisherigen DDR-Land- und Ernährungswirtschaft 
laut Artikel 15 des Staatsvertrages an das EG-Marktordnungs- 
system sind Regelungsmechanismen notwendig, die unter an
derem in diesem Abschöpfungserhebungsgesetz fixiert sind.

Wenn wir auch den Standpunkt vertreten, nur soviel Staat 
wie unbedingt notwendig, so zwingt uns die Befindlichkeit in 
der EG unter anderem zur Anwendung dieses Gesetzes. Es 
stellt eine Ergänzung des Marktordnungsgesetzes für land- 
und emährungswirtschaftliche Erzeugnisse dar, das bereits in 
diesem Hohen Hause verabschiedet wurde und in § 3 Abs. 5 Ab
schöpfungen vorsieht bei Verbringung von Erzeugnissen in 
den oder aus dem Geltungsbereich dieser Gesetze. Außerdem 
wird der Koalitionsvereinbarung entsprochen, die Schutzmaß
nahmen zur Stabilisierung der Landwirtschaft vorsieht.

Im wesentlichen sehen die Durchführungsverordnungen zu 
den Marktorganisationen für die verschiedenen land- und er
nährungswirtschaftlichen Erzeugnisse zur BRD bzw. nach Mit
gliedsstaaten der EG keine Abschöpfungen vor, wenn diese ih
rerseits darauf verzichten. Der Schutz gegen Drittländer ist er
forderlich, solange die verschiedenen Handelszonen in der 
Welt existieren, die insbesondere nach dem Willen der USA 
und Japans im Rahmen der GATT-Verhandlungen weiter libe
ralisiert werden sollen.

Unabhängig von diesen zukunftsorientierten Bestrebungen 
herrscht in unserer Land- und Ernährungswirtschaft ein Span
nungsfeld zwischen Schutzmaßnahmen und Wettbewerbsakti
vitäten, das in ausgewogenem Maße durch die gesetzlichen In
strumentarien überbrückt werden muß. Dieses Gesetz ist ein 
Glied in dieser Kette, das sensibel in Abstimmung mit den Part
nern in der EG wirken sollte. In diesem Sinne stimmen wir der 
Überweisung des Gesetzes in die zuständigen Ausschüsse zu.

Meinem Vorredner möchte ich noch sagen, der hier so enga
giert diskutiert hat: Diese Kühe und Schweine, die Sie heute 
überall anbinden wollen und auch können, wurden ja noch in 
einer Zeit geboren, in der eine falsche Landwirtschaftspolitik 
betrieben wurde,

(Unruhe bei der PDS)
und die 25% Überproduktion an Fleisch, die Sie hier als so ty
pisch hinstellen, waren doch gar nicht für die Bevölkerung die
ses Landes bestimmt, sondern mit diesem Fleisch und dieser 
Milch haben Sie doch ganz billig Devisen gemacht auf Kosten 
der Bevölkerung dieses Landes und unserer Umwelt und all 
der Dinge, die wir als Erbe von Ihnen übernehmen.
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